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Die Reform der Arbeiter-Kranken-, Invaliden und 
Sterbecaſſen. 


Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 


Daß die alten Bergwerks⸗Bruderladen den Anſorderungen der 
Neuzeit nicht mehr entſprechen, darüber beſteht kein Zweiſel. Aber 
auch die neuentſtandenen Arbeiter⸗Kranken⸗, Invaliden⸗ und Sterbe⸗ 
caſſen ſind ſo principlos und ohne Berechnung errichtet worden, und 
leiden an ſo vielen Mängeln, daß anch ſie einer Reform dringend 
bedürftig ſind. 

Die Arbeiterbevölkerung ſtrebt dieſe Reform auf verſchiedenen 
Wegen an. Vor Allem fordert ſie, daß der Schadenerſatz für die auf 
Eiſenbahnen, in Bergwerken, in Steinbrüchen, in Fabriken und gewerb⸗ 
lichen Etabliſſements jeder Art durch Verſchulden der Unternehmer 
entſtandenen Unglücksfälle von dieſen getragen werde, wozu ſie durch 
ein Geſetz zu verhalten ſind. 

Weiters ſollen die Unternehmer in ausgiebiger Weiſe zu Bei⸗ 
trägen an die Bruderladen und Kranken⸗ ſowie Invalidencaſſen 
geſetzlich verhalten werden. Denn nicht mit Unrecht bemerken ſie, daß 
die Anlageart, ſowie die Betriebsweiſe montaniſtiſcher oder induſtrieller 
Etabliſſements, welche in den Händen des Unternehmers liegt, großen 
Einfluß auf die Geſundheit der Arbeiter ausübe. Wie ſehr können 
ausgiebige Ventilation, Verſicherung und Reinigung der Gruben die 
Geſundheit und Sicherheit der Bergarbeiter erhöhen, und wie ver⸗ 
ſchieden iſt z. B. oft die Krankheitsziffer in der einen Zündhölzchen⸗ 
fabrik gegenüber der andern! Der Fabriksbeſitzer, welcher zu Beiträgen 
an die Krankencaſſe verhalten wird, ſorgt eher für Verbeſſerung ſeiner 
Fabrikseinrichtungen in ſanitärer Beziehung, als wenn er die ganze 
Laſt der Krankenverſorgung auf die allein beitragspflichtigen Arbeiter 
abwälzen kann. 

Endlich ſtreben die Arbeiter eine Vereinigung der zerſtreuten 
Bergwerks-, Fabriks⸗ und gewerblichen Genoſſenſchaftscaſſen zu Landes⸗ 


Kranken⸗ und Invalidencaſſen an, und ſuchen bis dahin einſtweilen 
wenigſtens eine gewiſſe Freizügigkeit zwiſchen den Mitgliedern der 
einzelnen ſchon beſtehenden Caſſen anzubahnen. 

Aber alle dieſe Auswege führen nur halb zum Ziele. 

Geſetze, welche die Unternehmer zum Erſate des durch ihr Ver⸗ 
ſchulden am Leben oder an der Geſundheit der Arbeiter entſtandenen 
Schadens verhalten, find in Oeſterreich zwar ſchon im Zuge. Aber 
ſicher wird die Haftpflicht nur auf ſehr wenige eclatante Fälle 
beſchränkt und auch hier nur eine ſehr unvollkommene ſein. 

Was den geſetzlichen Zwang zur Beitragsleiſtung der Unter⸗ 
nehmer an die Bruderladen, Krankenkaſſen u. f. w. betrifft, ſo iſt die 
Geſetzgebung auf die oben dargeſtellte Anſchauung der Arbeiter noch 
nicht eingegangen. Das öſterreichiſche allgemeine Berggeſetz verhält nur 
jene Befitzer von Bergwerken, bei welchen eine geſetzmäßig eingerich⸗ 
tete Bruderlade noch nicht beſteht, bis zur Errichtung derſelben 
dazu, ihren erkrankten oder verunglückten Arbeitern wenigſtens dieje⸗ 
nige Hilfe zu leiſten, welche nach den allgemeinen Geſetzen den Dienſt⸗ 
herren gegen ihre Dienſtleute obliegt. Iſt aber einmal die Buderlade 
errichtet, dann müſſen die Arbeiter allein die Mittel für die Unter⸗ 
ſtützung in Krankheits⸗, Arbeitsunfähigkeits⸗ und Todesfällen auf⸗ 
bringen. 

Die Gewerbeordnung vom 20. December 1859 geht fogar fo 
weit, die Meiſter, welche etwa durch Anſtalten der Genoſſenſchaften 
zum Zwecke der Unterſtützung der hilfsbedürftigen Gehilfen mit allge⸗ 
meiner Verpflichtung zum Beitritte zwangsweiſe zu Beiträgen ver⸗ 
halten werden könnten, dadurch von einer allzugroßen Beiſteuerung zu 
bewahren, daß fie das Maximum der Gehilfenbeiträge auf 3 PCt. 
vom Lohngulden und das Maximum der Meiſterbeiträge auf die Hälfte 
der Gehilfenbeiträge herabſetzt (§ 124 G. O.). Auch jener Paragraph 
der Gewerbeordnung, welcher die Unternehmer von Fabriken unker 
gewiſſen Bedingungen (große Zahl der Arbeiter oder beſondere Natur 
der Beſchäftigung) zur Errichtung einer ſelbſtſtändigen Unterſtützungs⸗ 
caſſe oder zum Beitritte bei einer ſchon beſtehenden Caſſe dieſer Art 
verpflichtet (§ 85 der Gewerbeordnung), läßt die Frage, ob der Unter⸗ 
nehmer einen Beitrag zu leiſten hat, gänzlich unbeantwortet. Ob die 
bevorſtehende Umgeſtaltung des Gewerbegeſetzes den Anforderungen der 
Praxis in dieſer Beziehung Rechnung tragen wird, iſt zwar noch un⸗ 
entſchieden, aber auch nach der bisherigen Richtung der Geſetzgebung 
kaum zu vermuthen. 

Noch mehr Schwierigkeiten dürfte die Erfüllung des dritten 
Wunſches der Arbeiterbevölkerung bereiten. 

Die bisherige Art der Beitragsleiſtung zu den Kranken⸗ und 
Invalidencaſſen läßt eine Vereinigung derſelben zu Landescaſſen, ja 
auch nur eine Freizügigkeit zwiſchen den einzelnen Bruderladen und 
Fabrikscaſſen gar nicht zu. Die Beiträge varitren meiſtens zwiſchen 1.85 pCt. 
vom Lohngulden oder zwiſchen 5 — 25 Kreuzern wöchentlich. Manche 
Caſſen beſitzen bereits eigenes Vermögen, einzelne ſogar eigene 
Spitäler. 2 5 

Wie iſt es nun möglich, alle dieſe Caſſen zu einer uniformen 
Behandlung der Theilnehmer, welche bisher bei fremden Caſſen ein⸗ 
zahlten, zu bringen? Der Gedanke, die geſammelten Fonde der ein⸗ 
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zelnen Caſſen zu einem Landes⸗Kranken⸗ und Invalidencaſſenfonde zu 
vereinigen, ſtößt auf unüberwindbaren Widerſtand von Seite der Un⸗ 
ternehmer und Arbeiter jener Etabliſſements, bei welchen durch jahre⸗ 
langes Sparen ein kleiner Vermögensſtamm ſich gebildet hat. Die 
Freizügigkeit iſt ebenfalls dadurch gehindert, daß Arbeiter, wenn ſie 
oft zwanzig Jahre lang bei einer Krankencaſſe Einzahlungen geleiſtet 
haben und nun kränklich und altersſchwach zu werden beginnen, häufig 
unter nichtigen Vorwänden entlaſſen, ja manchmal ſogar durch Plackereien 
aller Art zum freiwilligen Austritte aus dem Dienſtverhältniſſe und 
zum Eintritte bei einem fremden Etabliſſement genöthigt werden, und 
dann die fremde Krankencaſſe durch übermäßig häufiges Erkranken 
ſchwer belaſten. 

Wir möchten nun folgende neue Organiſation der Arbeiter⸗ 
Kranken⸗ und Invalidencaſſen als Ausweg vorſchlagen: 

1. Die Beitragsleiſtung, ſowie die Geſchäftsgebahrung der 
Krankencaſſen einerſeits und der mit Sterbecaſſen vereinigten Invaliden⸗ 
caffen andererſeits wird vollkommen von einander getrennt. Dadurch 
wird die unpaſſende Verquickung ganz verſchiedenartiger Riſiken beſei⸗ 
tigt. Denn die Krankengeldverſicherung wird nur auf Zeit abgeſchloſſen. 
Dem beitragsleiſtenden Mitglied ſteht es gleich dem ſich gegen Feuers⸗ 
gefahr Verſichernden frei, ſich auf Wochen, Monate oder Jahre voraus 
zu verſichern und nach Ablauf dieſer Zeit, für welche die Prämie be⸗ 
zahlt ward, ſind beide Contrahenten quitt. Ganz anders verhält es 
ſich mit der Invaliden⸗ und Sterbecaſſe. Während die Krankheit nur 
eintreten kann, aber nicht eintreten muß, iſt entweder der Eintritt 
der Invalidität oder des früheren Todes, in vielen Fällen aber auch 
beider gewiß. Der ſich Verſichernde muß daher einen Sparfond 
ſchaffen, welcher aus allmälig angeſammelten Beiträgen entſteht und 
durch die Zinſen und Zinſeszinſen vermehrt, zu einem netten Sümmchen 
heranwächst. Zahlt nun der Arbeiter das Krankengeld ſammt dem 
davon nicht unterſchiedenen Invaliden⸗ und Sterbecaſſengeld bei einer 
und derſelben Caſſe ein, fo verliert er beim Austritte aus dem Dienft- 
verbande nicht nur den Anſpruch auf die noch nicht realiſirte Kranken⸗ 
geldverſicherung, ſondern auch auf das ganze für den Fall der Inva⸗ 
lidität angeſammelte Verſtcherungscapital. 

Zwar machten die verſchiedenen Gewerkſchaften und Induſtrie⸗ 
Etabliſſements hinſichtlich der Beitragshöhe bisher keinen Unterſchied 
zwiſchen alten und jungen Arbeitern, ſie ſtanden alſo unter einander 
in dem Falle einer gewiſſen Freizügigkeit und Reciprocität. Da ſie 
aber die Bemeſſung der Invalidengebühr beinahe regelmäßig von dem 
guten Willen des Caſſe⸗Ausſchuſſes und von dem Stande des Caſſe⸗ 
vermögend abhängig machen, jo iſt dieſe Reciprocität illuſoriſch. 

2. Iſt die Trennung zwiſchen Kranken⸗ und Invalidencaſſen 
vollzogen, dann find wettere Reformen der Kranken- wie der Inva⸗ 
lidencaſſen möglich. Die Krankencaſſen können nach den Grundſätzen 
der auf Wechſelſeitigkeit gegründeten Feuerverſicherungsanſtalten einge⸗ 
richtet werden. Man ſtuft die Beiträge nicht nur nach den fünf oder 
zehn Claſſen der wöchentlichen Krankengelder und anderen Unter⸗ 
ſtützungen ab, ſondern führt auch eine Claſſification der Ri⸗ 
ſiken ein. 

Die Riſiken ſind entweder beſondere, einer Gattung von 
Fabriken anhaftende, oder ſie kommen in einem beſonderen ein⸗ 
zelnen Etabliſſement vor, oder ſie entſpringen aus der eigen⸗ 
thümlichen Beſchäftigungsweiſe, oder endlich aus der Kör⸗ 
per⸗ und Geiſtesbeſchaffenheit und dem Alter der einzelnen 
Perſon. So würden z. B. Zündhölzchen⸗ und Bleiweißfabriken, Ar⸗ 
ſenikhütten u. . w. in die Claſſe der geſundheitsſchaͤdlichſten, Pulver⸗ 
ſtampfen, Zündhütchen⸗ und Patronenadjuſtirfabriken in die Claſſe der 
gefährlichſten Etabliſſements einzureihen ſein. Bei Zündhölzchenfabriken 
ſind die Drähtehobler, ſowie die Schachtelmacher viel geringeren Ri⸗ 
ſiken ausgeſetzt, als die bei der Schwefel⸗ und Phosphortunke, bei den 
Trockenſtuben und beim Einfüllen der fertigen Hölzchen beſchäftigten 
Arbeiter. Warum ſoll die eine Claſſe von Arbeitern für die andere 
zahlen, da doch Drähtehobler nie zum Einfüllen der Hölzchen, Kiſtchen⸗ 
macher nie zum Tunken verwendet werden. In den meiſten Induſtrie⸗ 
zweigen find gewiſſe Altersſtufen oder Körperconſtitutionen beſonders 
gefährdet. So wird z. B. bei den Setzereien und beim Schneider⸗ 
gewerbe der Bruſtſchwache beſonders in den Jünglingsjahren ein Opfer 
der Arbeit ſein, während ſich der gereifte Mann vielleicht bis zu 
hohem Alter erhält. Leberkranke dürfen nicht Schuhmacher, am 
Schwindel Leidende nicht Dachdecker, ſchwächliche Perſonen nicht Flei⸗ 
ſcher oder Lederer werden u. ſ. w. — Theilt man jede dieſer Riſiken⸗ 


34 


gruppen in je 10 Claſſen ein, fo läßt ſich die Geſammtelaſſennummer 
für jedes Individuum leicht finden. 

Nach dem Ablaufe des Verwaltungsjahres wird wie bei den 
wechſelſeitigen Feuerverſicherungsgeſellſchaften die Höhe des Beitrags 
für jede Claſſe beſtimmt und anrepartirt. So iſt denn auch der 
Fabriksbeſitzer wie der Arbeiter genöthigt, die ſchärfſte Controle aus⸗ 
zuüben und die eigenen ſowie die fremden Riſiken möglichſt zu ver⸗ 
mindern. 

3. Könnten die einzelnen auf dieſe Weiſe geregelten Kranken⸗ 
caſſen ohne Anſtand zu Lande skrankencaſſen mit Freizügigkeit 
unter den Kronländern vereinigt werden, wobei die bei einzelnen bis⸗ 
herigen Caſſen angeſammelten Fonds den Mitgliedern der betreffenden 
Etabliſſements vorbehalten bleiben könnten, um damit die individuelle 
Beitragslaſt zur allgemeinen Krankencaſſe zu vermindern. 

4. Die Invalidencaſſen und Begräbnißgeld⸗Verſicherungs⸗ 
vereine wären nach dem Vortritte Englands und Belgiens durch In⸗ 
terventtion des Staates oder der Länder in Penſions- oder Ren⸗ 
tenverſicherungsanſtalten zu umſtalten. In England fun⸗ 
giren die Poſtſparcaſſen als Rentenverſicherungsanſtalten, und in Bel⸗ 
gien kann ſich ſeit dem Jahre 1850 jeder Arbeiter, welcher z. B. in 
feinem zwanzigſten Jahre 19 Francs und 5 Centimes bei der unter 
der Leitung der Regierung befindlichen allgemeinen Ruhegehaltscaſſe 
ein für allemal einlegt, für das Alter vom 55. Jahre angefangen, 
eine jährliche Rente von 20 Francs ſtchern. 

Auf dieſe Weiſe könnte die ſo ſchwierige Arbeiter⸗Kranken⸗ und 
Invalidencaſſenfrage ohne viele Mühe und Kampf gelöst werden. 


Dienftbote oder Taglöhner? 
Beitrag zur Anwendung der Abſätze b und /I des § 176 St. G. 


Am 15. Auguſt 1871 wurde der arbeitsloſe Burſche J. in 
Ermanglung eines Knechtes gegen Koſt, Wohnung und einen Taglohn 
von 30 kr. von einem Landwirthe aufgenommen. Am 19. Auguſt, 
einem Samſtage, zahlte der Bauer dem J. 1 fl. 20 kr., weil jener, 
wie er ſagte, ſeine Taglöhner jeden Samſtag auszuzahlen pflegte. 
Ueber die Fortdauer oder das Ende der Arbeit verlor keiner ein Wort. 
Der Bauer nicht, weil er von ſeinen Hausgenoſſen erfahren hatte, 
daß J. zu Bartlmä, 24. Auguſt, in der Stadt Dienſte ſuchen werde; 
J. nicht, weil dieſer für die kommende Nacht, während welcher er 
ohneweiters noch im Hauſe ſchlafen durfte, einen Diebſtahl geplant 
hatte. J. ſagte nun zu dem Dienſtbuben K., daß er zu ſeiner Mutter 
um ſeine Kleider gehe, K. möge dem J. das Stadlthor offen laſſen. 
Dies geſchah nur zum Scheine. Denn J. wartete ab, bis alle Haus⸗ 
genoſſen ſchliefen, ſtahl ſofort dem K. ſeine Feſtkleider, nahm die 
Flucht, wurde aber alsbald in der Stadt L. verhaftet. Der Grund des 
Geſetzes über die höhere Strafbarkeit der Dienenden iſt zwar im All⸗ 
gemeinen einer und derſelbe, nämlich die Verletzung des beſonderen 
Vertrauens und die Schwierigkeit, ſeine Sache beſtändig unter Ver⸗ 
ſchluß zu halten. Da aber lediglich das poſitive Geſetz Unterſchiede 
unter den Dienenden aufſtellt, ſo muß es auch geſtattet ſein, an den 
poſitiven, wenngleich polizeilichen Verordnungen Anhaltspunkte zur 
Auslegung zu nehmen. 

Die Dienſtbotenordnungen vom Jahre 1865 enthalten den Be⸗ 
griff „Dienſtbote“ nicht. Nach § 4 der Dienſtbotenordnung ddo. Wien 
1. Mai 1810 begreift das Wort „Dienſtbot“, Dienſtvolk, Dienſt⸗ 
geſind, jene Perſonen in ſich, welche ſich gegen beſtimmten Lohn ohne 
oder mit noch anderen Nebenbedingungen, als für Koſt, Kleidung 
u. dgl. auf längere Zeit bei Privaten zu Dienſt verdingen. Ausge 
nommen ſind überhaupt alle Bedienungen, zu deren Bekleidung eine 
wiſſenſchaftliche Vorbereitung erfordert wird. f 

Hiermit übereinſtimmend wurden im § 73, Abſ. 1 der Gewerbe⸗ 
ordnung vom 20. December 1859, 3. 227 R. G. Bl., die für höhere 
Dienftleiftungen angeſtellten Individuen wie Werkführer, Mechaniker, 
Factoren, Buchhalter, Caſſiere, Zeichner und Chemiker von der Claſſe 
der Gehilfen ausgeſchieden. Nach eben dieſem § 73 der Gewerbe⸗ 
ordnung ſind Handlungsdiener, Geſellen und Fabriksarbeiter beiderlei 
Geſchlechtes keine Dienſtboten, ſondern Gehilfen, dann wird daſelbſt 
noch der Handlanger und der für andere gröbere Arbeiten aufgenom⸗ 
menen Arbeiter und Taglöhner erwähnt, und endlich werden im § 73 
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noch jene Perſonen angeführt, die beim Betriebe eines Gewerbes bloß 
Hausgeſindedienſte verrichten. 

Als Perſonen, welche als Dienſtboten nach der Geſindeordnung 
zu behandeln find, bezeichnet ein Erlaß des Wiener Magiſtrates vom 
19. Mai 1860, 3. 52.867: Kellner, Hausknechte, Weinträger, Ge⸗ 
hilfen der Kaffeeſieder, Marqueurs, Feuerburſchen, dann alle Kutſcher 
und Knechte der Lohnfuhrwerke. 

In Folge dieſer poſitiven Unterſcheidungen wären Dienſtboten 
ſolche Perſonen, welche ſich bei Privaten zu Hausgefindedienſten, und 
zwar zu ſolchen Dienſten im Haufe, die keine wiſſenſchaftliche Vor⸗ 
bildung vorausſetzen und keine höhere Dienſtleiſtung erfordern, durch 
einen Dienſtvertrag entgeltlich verdungen haben und in ein regelmäßiges 
Dienſtverhältniß getreten ſind. 

Nach dieſen Geſichtspunkten iſt auch J. von dem Gerichtshofe 
erſter Inſtanz und über Berufung der k. k. Staatsanwaltſchaft auch 
vom Oberlandesgerichte als Taglöhner angeſehen worden, der ohne 
regelmäßiges Dienſtverhältniß von der Handarbeit im fremden Hauſe, 
alſo von dem lebt, was er von Tag zu Tag bloß durch ſeine Hände 
erwirbt, es iſt ihm alſo die Qualification des § 176 ll. b St. B. 
nicht angerechnet worden. Ger. Ztg. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeindevorſtehung kann bei Handhabung der fanitäts- 

polizeilichen Vorſchriften in Bezug auf Lebensmittel rückſichtlich 

der Beurtheilung der Genießbarkeit von Fleiſch nicht durch das 
diesfällige Gutachten einer Seuchencommiſſion gebunden fein. 


Am 13. September 1870 hat die Seuchencommiſſion in M., 
welche aus einem Bezirksbeamten, dem Bezirksarzte und dem Stell⸗ 
vertreter des Gemeindevorſtehers beſtand, beim Michael F. drei Vieh⸗ 
ſtücke und beim Ilko Cz. zwei Viehſtücke keulen laſſen. Hievon ſind 
nach der Schlachtung ein Stück des F. und die zwei Stück des Cz. 
geſund befunden worden, und es hat in Folge deſſen die Seuchen⸗ 
commiſſion die drei Häute um 16 fl. und außerdem das Fleiſch dieſer 

drei Viehſtücke um 39 fl. 91 kr., letzteres an den gewerbsmäßigen 
Fleiſcher David K. zur Ausſchrottung in deſſen Fleiſchbank zu M. 
verkauft. 

Am 14. September 1870 hat der Gemeindevorſtand von 
M. nach Einholung des Gutachtens einer aus Gemeinderathsmitglie⸗ 
dern und dem ſtädtiſchen Chirurgen A. eingeſetzten Commiſſion, welche 
das fragliche dem Fleiſcher David K. zur Ausſchrottung übergebene 
Fleiſch als ungenießbar erklärte, deſſen Wegſchaffung aus der Fleiſch⸗ 
bank dem K. aufgetragen und ſodann, als ſich K. dies zu thun wei⸗ 
gerte, die Vertilgung dieſes Fleiſches verfügt. 

Nach der Bemerkung der Seuchencommiſſton vom 14. Sept. 
1870 ſoll der Gemeindevorſteher und der ſtädtiſche Chirurg A. gerade 
zur Zeit, als das fragliche Fleiſch von der Waage in die Fleiſchbank 
hätte geſchafft werden ſollen, dazu gekommen ſein und unter Vorwei⸗ 
ſung des Gutachtens der Gemeindecommiſſton erklärt haben, daß dieſes 
Fleiſch zur Ausſchrottung und zum Verkaufe nicht geeignet ſei. Der 
Bezirksarzt beſtätigte aber neuerdings zu Protokoll, daß dieſes Fleiſch 
geſund und genießbar ſei. 

Dieſem Ausſpruche der Seuchencommiſſion, welcher auch der 
Gemeindevorſtehersſtellvertreter angehörte, entnahm die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft B. die Ueberzeugung, daß das dem David K. verkaufte 
Fleiſch geſund und genießbar war, und erkannte mit Erlaß vom 
31. October 1870 „in Erwägung, als die Seuchencommiſſion nach 
§ 22 lit. b) 2 des Rinderpeſtgeſetzes berechtigt iſt, zu geſtatten, daß 
das Fleiſch eines bloß als ſeuchenverdächtig erſchlagenen und nach der 
Schlachtung geſund erkannten Thieres im Orte verbraucht werde, und 
in fernerer Erwägung, als der Gemeindevorſteher bei der von ihm 
ohne Einvernehmen der Seuchencommiſſion verfügten Vertilgung dieſes 
Fleiſches den Anordnungen der Seuchencommiſſton zuwider und ohne 
allen geſetzlichen Grund gehandelt habe“ — das Vorgehen des Ge⸗ 
meindevorſtehers gegenüber der Seuchencommiſſion werde gerügt, und 
es ſei der Gemeindevorſteher vorbehaltlich des Regreſſes an die Ge⸗ 
meinde verpflichtet, dem Staatsſchatze den Betrag von 39 fl. 91 kr. 
für die vertilgten 307 Pfund Fleiſch zu erſetzen, weil der Erſteher 
David K., da er im Verkaufe dieſes Fleiſches verhindert wurde, zum 
Erſatze dieſes Betrages nicht verhalten werden könne. 
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Ueber Recurs des Gemeindevorſtehers hat die Statthalterei 
dieſes Erkenntniß beſtätiget. 

In der dawider ergriffenen Miniſterialberufung berief ſich Re⸗ 
current darauf, daß er in Hinblick auf § 27, lit. e) und f) des Ge⸗ 
meindegeſetzes, wonach die Markt⸗ und Geſundheitspolizei zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört und geſtützt auf den 
Befund der Gemeinde⸗Sanitätscommiſſion, welche das in der Fleifch- 
bank angetroffene Fleiſch des K. als ungenießbar erklärte, berechtigt 
war, deſſen Vertilgung zu verfügen, zumal K. dem Auftrage, dieſes 
Fleiſch aus der Fleiſchbank wegzuſchaffen, keine Folge geleiftet habe 
und ſomit die Ausſchrottung dieſes ungeſunden Fleiſches nicht anders 
verhütet werden konnte. Weiters beſtritt Recurrent, daß er bei Aus⸗ 
übung der Geſundheitspolizei an das fragliche Gutachten der Seuchen⸗ 
commiſſion gebunden geweſen ſei; denn während der Zeit zwiſchen 
dem Gutachten der Seuchencommiſſion und der erfolgten Beſichtigung 
aus Ortspoltzeirückſichten konne das Fteiſch aus verfchtedenen Gründen 
ungenießbar geworden ſein, wie es auch hier wirklich der Fall geweſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 11. December 1871, 
3. 16.731, der Beſchwerde des Gemeindevorſtehers von M. Folge 
gegeben, „weil die dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinden 
durch die Gemeindegeſetze zugewieſene Geſundheltspolizei nach § 3 des 
Geſetzes vom 30. April 1870, Nr. 68 R. G. Bl., insbeſondere auch 
die Handhabung der ſanitätspolizeilichen Vorſchriften in Bezug auf 
Lebensmittel, Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau umfaßt. Da nun auch durch die 
Vorlagen unzweifelhaft erwieſen iſt, daß ſich dieſes Fleiſch bereits 
außerhalb des Seuchenhofes im Fleiſchverkaufsladen befunden hat, ſo 
war der Gemeindevorſteher kraft der ihm obliegenden Handhabung der 
Markt: und Geſundheitspolizei, geſtützt auf den Befund der Gemeinde⸗ 
Sanitätscommiſſton, welche laut Protokolls vom 14. September 1870 
das im Verkaufsladen angetroffene Fleiſch des K. als ungenießbar 
erklärte, berechtiget, deſſen Vertilgung zu verfügen, zumal K. dem 
Auftrage, dieſes Fleiſch aus dem Verkaufsladen wegzuſchaffen, keine 
Folge leiſtete, und ſomit, da er gewerbsmäßiger Fleiſcher iſt, die Aus⸗ 
12 0 5 dieſes ungeſunden Fleiſches nicht anders verhütet werden 
onnte“. A. 


Waſſerrechtsfall. Competenz der politiſchen Behörden zur Entſchei⸗ 
dung einer Beſchwerde wegen Störung des Beſitzes durch Auflage⸗ 
rung des Bachauswurfes aus einem Mühlgraben. 


Franz K., welcher zu beiden Seiten des Mühlgrabens in 
Ober⸗Pl. Wieſen beſitzt, machte am 28. April 1871 bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Z. die Anzeige, daß der Müller Georg Z. im Herbſte 1871 
den Mühlgraben ausgeräumt, den Schutt und Schlamm auf ſeine 
Wieſe geworfen habe und ſich nun weigere, dieſen Schlamm hinweg⸗ 
zuräumen; er bat, den Z. „wegen dieſer Uebertretung der Mühlord⸗ 
nung“ zur Wegräumung des Schuttes auf 3.8 Koſten zu verhalten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erhob, daß der Damm am rechten 
Ufer des Mühlbaches bedeutend höher ſei als jener am linken Ufer 
und daß dies davon herrühre, daß beim Räumen des Baches der aus 
Sand, Schlamm, Baumlaub, Aeſten und Steinen beſtehende Auswurf 
immer an der rechten Uferſeite abgelagert wurde. Auch wurde erhoben, 
daß die Wegſchaffung des Bachauswurfes nur mittelſt Schieb⸗ 
karren über die Wieſe des Franz K. bewerkſtelligt werden konnte. 

Wie der Augenſchein zeigte, war bei der letzten Bachräumung 
im Herbſte 1870 der ausgehobene Schlamm und Schutt auf den 
rechtsſeitigen Damm ſtellenweiſe in der Breite von fünf bis ſechs 
Schuh auf den Wieſengrund des Franz K. geworfen worden, 
ohne ausgeglichen und abgeebnet zu werden, wodurch ſich Erhöhun⸗ 
gen und Vertiefungen des Wieſenbodens bildeten, welche den gleich⸗ 
förmigen Graswuchs hinderten und das Abmähen des Graſes, über⸗ 
haupt eine rationelle Cultur und Ausnützung des grasreichen Wieſen⸗ 
grundes beeinträchtigten, während bei einer ſorgſameren Ablagerung 
des Auswurfes und bei Beſchränkung derſelben auf den 
eigentlichen Werkbachsdamm — angemeſſen auf beide Ufer 
vertheilt — jene Uebelſtände leicht hätten vermieden werden können. 

Gegenüber dem bei der commiffionellen Verhandlung dahin 
präciſirten Begehren des Franz K., daß der Müller zu verpflichten 
ſei, künftighin den aus dem Bache gehobenen Schutt und Schlamm 
ganz wegzuführen, berief ſich der Müller darauf, daß ſeit 22 Jahren 
der Bachauswurf ſtets an der rechten Dammſeite abgelagert und liegen 


gelaſſen wurde, ohne daß der jeweilige Grundamainer Wegführung 
des Schuttes verlangt habe; überdies behauptete er, es jet eine aller⸗ 
orts übliche Gepflogenheit, daß der Auswurf bei Werkbächen 
ſtets am Damme abgelagert und da belaſſen werde, ohne daß dem 
betreffenden Grundeigenthümer eine Entſchädigung zu leiſten wäre. 
Letzteren Umſtand beftättgte ein als Sachverſtändiger beigezogener Müller. 

In der Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 17. Juni 
1871, Z. 3886 heißt es, daß weder die Mühlordnung vom Jahre 
1814, noch das neue Waſſerrechtsgeſetz darüber eine normative Be⸗ 
ſtimmung enthalte, ob der Werkbachbeſitzer zur Wegführung des Bach⸗ 
auswurfes verpflichtet fet, und das daher die Entſcheidung hierüber 
auf die landesübliche Gepflogenheit gegründet werden müſſe. 
Hiernach könne dem Müller Z. die Verpflichtung nicht auferlegt 
werden, den aus dem Mühlbache ausgehobenen Schlamm und Schutt 
wegzuſchaffen; jedoch dürfe der Müller dieſen Auswurf nur im Früh⸗ 
jahre vor Beginn des Graswuchſes zu beiden Seiten des Baches, 
in einer Breite von höchſtens drei Schuh ablagern. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe bemerkte 
Franz K. unter Anderem, daß die in der angefochtenen Entſcheidung ange⸗ 
rufene landesübliche Gepflogenheit vielmehr dahingehe, daß der Mühl ⸗ 
bachauswurf nicht auf den Uferrändern liegen bleiben dürfe und 
berief ſich diesfalls darauf, daß auf dem letzten Müllertage zu 3. 
letztere Anſtcht conſtatirt worden ſei. 

Die Statthalterei in W. hob hierauf unterm 24. October 1871, 
3. 19.108 die recurrirte Entſcheidung „wegen Incompetenz“ auf, 
weil es ſich im vorliegenden Falle um eine Frage handle, deren Aus⸗ 
tragung den politiſchen Behörden nicht zuſtehe. 

Ueber den gegen dieſe nicht weiter motivirte Entſcheidung ſeitens 
des Franz K. ergriffenen Miniſterialrecurs, behob jedoch das Ackerbau⸗ 
miniſterium mit Erlaß vom 15. Februar 1872, 3. 541 die Ent⸗ 
ſcheidung der zweiten Inſtanz und forderte die Statthalterei auf, 
über den Recurs des Franz K. gegen den bezirkshauptmannſchaftlichen 
Erlaß vom 17. Juni 1871, 3. 3886 auf Grund der 88 40 und 
71 des niederöſterreichiſchen Waſſerrechtsgeſetzes, wonach dieſe An⸗ 
gelegenheit zur Competenz der politiſchen Behörden 
gehörig erſcheint, inſtanzmäßig abzusprechen. R. C. 


Motizen. 


(Unter dem Ausdrucke „Geld“ ſind nicht nur klingende Münze 
und Papiergeld, ſondern auch jene öffentlichen Creditspapiere (z. B. 
Grundentlaſtungs-Schuldverſchreibungen zu verſtehen, welche 
Geldſummen repräfentiren). Der Ausdruck „Geld“ iſt mit dem Ausdrucke 
„Barſchaft“ nicht identiſch. Während nämlich unter dem letzteren Ausdrucke nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche und nach der demſelben ſich anſchließenden Beſtimmung 
des Geſetzes ($ 680 des a. b. G. B.) nur klingende Münze und das derſelben im 
ordentlichen Umlaufe gleichkommende Papiergeld verſtanden wird, iſt die gewöhnliche 
Bedeutung des allgemeinen Ausdruckes „Geld“ eine viel weitere, da fie neoſt der Bar⸗ 
ſchaft auch fruchtbringend angelegtes Geld in ſich begreift. Nach dieſer Bedeutung (vgl. 
§ 655 des a. b. G. B.) müſſen daher unter dem Ausdrucke „Geld“ auch ſpeciell 
jene öffentlichen Creditspapiere verſtanden werden, welche Geldſummen repräſentiren, 
ohne gerade dazu beſtimmt zu ſein, im ordentlichen Umlaufe die Stelle des baren 
Geldes zu vertreten, zumal das Geſetz ſelbſt beſtimmt (§ 985 des a. b. G. B.), daß 
ſolche Creditspapiere den Gegenſtand von Gelddarleihen bilden können. Da Grund⸗ 
entlaſtungs⸗Schuldverſchreibungen alle Vorzüge der Staatspapiere genießen (§ 26 
des k. Patentes vom 29. Oetober 1853, R. G. B. Nr. 236), ſo kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß auch ſie unter den Ausdruck „Geld“ zu ſubſumiren ſeien. 
(Entſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 15. December 1871, 3. 13.868). 


(Dachwohnungen.) Durch das ſteiermärkiſche Landesgeſetz vom 22. Jänner 
1872, 3. 6, ift beſtimmt worden, daß die Errichtung neuer Dachwohnungen in der 
Regel nicht zu geftatten ſei. Nur in beſonders rückſichtswürdigen Fällen können Dach⸗ 
wohnungen unter der Bedingung zugeſtanden werden, wenn ſie den Anforderungen 
der Feuerſicherheit entſprechen, wenn die Scheidewände gemauert, die Decken und Wände 
gegen das Dach ſtuccatort und verputzt und die Stiegen zu denſelben feuerſicher herge⸗ 
ſtellt find. (Auf die Landeshauptſtadt Graz bezieht ſich dieſes Geſetz nicht). 
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(Die rechtliche Natur einer Gutsverwaltung und das Klage⸗ 
recht des Gutsverwalters.) Eine Gutsverwaltung oder Domainendirection iſt 
eine juriſtiſche Perſon, welche fähig erſcheint, durch den jeweilig beſtellten Verwalter 
oder Director Verträge abzuſchließen und hiedurch ſowohl Rechte zu erwerben, als 
Verbindlichkeiten auf ſich zu nehmen. Da der jeweilige Director die Domainendirection 
repräſentirt, fo iſt derſelbe auch berechtigt, die durch Verträge der Domainendirection 
erworbenen Rechte klagbar zu verfolgen, ohne daß es hiezu der Bevollmächtigung 
bedarf, indem nämlich der Domainendireetor, wenn auch der Vertrag durch einen 
Vorgänger im Dienſte abgeſchloſſen wurde, als einer der vertragſchließendeu Theile 
erſcheint. (Entſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 4. Jänner 1872 
3. 7786.) [Vergl. jedoch Unger, Syſtem J, $ 42.] 8 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der I. f. Stadt Baden in Nieder⸗ 
öſterreich Wilhelm Germer und dem Bürgermeiſter zu Mauthen in Kärnten Oswald 
Niſchelwitzer das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei dem k. k. Generalconſulate in London verwen⸗ 
deten k. k. Viceconſul Dr. Alexander Edlen v. Spinſio das Ritterkreuz des Franz 
Joſeph⸗Ordens verliehen 

Seine Majeftät haben dem Leiter der Hilfsämter bei der Direction der Staats⸗ 
ſchuld Wilhelm Deſſe lier das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Joſeph Veith 
in Aſch den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes und dem Bezirkshaupt⸗ 
manne erſter Claſſe Karl Ritter v. Wohlrab anläßlich deſſen Penſionirung den 
Titel eines Statthaltereirathes, beiden taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten der niederßſterreichiſchen Finanzprocu⸗ 
ratur Dr. Franz Edlen v. Roſas tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Gebäudeinſpector und Quäſtor der Univerfität in 
Wien Karl Skal!l anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines kai⸗ 
ferlichen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Profeſſor am k. k. polytechniſchen Inſtitute in Wien, 
Regierungsrath Dr. Joſeph Herr, zum Director der Normal⸗Aichungscommiſſion mit 
Titel und Charakter eines Miniſterialrathes ernannt. 

Seine Majeſtät haben geſtattet, daß der Profeſſor am k. k. polytechniſchen 
Inſtitute Dr. Hugo Franz Brachelli im Handelsminiſterium in Verwendung 
genommen werde und demſelben gleichzeitig den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſteriolrath im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Guſtav Heider zum Präſidenten der Akademie der bildenden Künſte 
in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Czernowitzer Bezirksarzt Dr. Karl Den arswski 
zum Regierungsrathe und Landes⸗Sanitätsreferenten bei der Landesregierung für die 
Bukowina ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Rang eines Oberbaurathes bekleideten 
Baurath im Miniſterium des Innern Eduard Verida zum Oberbaurathe erſter 
Claſſe im Handelsminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Peter Grabovaz zum Director des öffentl. 
Krankenhauſes in Zara ernannt 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär in Krain Jacob Ar con 
zum Bezirkshauptmann zweiter Claſſe in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Ferdinand Pirner zum 
Bezirkshauptmann zweiter Claſſe in Steiermark ernannt. 


Erledigungen. 


Drei Statthalterei⸗Concipiſtenſtellen bei der böhmiſchen k. k. Statthalterei, 
und zwar eine mit dem Gehalt jährlicher 1200 fl., und zwei mit dem Gehalte jähr⸗ 
licher 1000 fl. eventuell alle drei Stellen mit dem Jahresbezuge von 800 fl. Ferner 
vier im Dienſte des Landesſchulrathes ſyſtemiſirte Statthalterei⸗Concipiſtenſtellen, eine 
mit dem Jahresgehalt von 800 fl., bis 22. März. (Amtsbl. Nr. 41.) 

Finanzeoncipiſtenſtelle bei der Finanzdirection in Laibach mit 900 fl., event. 
800 fl. oder 700 fl., bis 10. März. (Amtsbl. Nr. 43.) 

Mehrere Finanzconcipiſtenſtellen mit 700 fl. jährlich und Conceptsprakticanten⸗ 
ftellen mit 400 fl. Adjutum, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 43.) 

Rechnungselevenſtellen bei der Fachrechnungsabtheilung des k. k. Reichskriegs⸗ 
miniſteriums mit dem Adjutum jährlicher 400 fl. ö. W., bis Ende März. Amts⸗ 
blatt Nr. 44.) N 

Rechnungsofficialsſtelle zweiter Claſſe beim Rechnungsdepartement der k. k. 
Finanzlandesdirection in Wien mit 700 fl. Gehalt, eventuell Rechnungsofficialsſtellen 
dritter Claſſe mit 600 fl. und 500 fl. Gehalt, und für den Fall der Verwendung in 
Wien mit 200 fl., reſpecttve 150 fl Quartiergeld, bis 25. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Armenarztensſtelle im IV. Wiener Gemeindebezirke mit 300 fl. Jahres⸗ 
remuneration und dem Vorrückungsrechte in 500 und 600 fl. Remuneration nach 
5⸗, reſpeetive 10⸗jähriger Dienſtzeit, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Lottoamtsverwalters⸗ und Caſſiersſtelle in Graz mit 1365 fl. Gehalt und 
Naturalwohnung, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanzdirection in 
Laibach mit 500 fl. Gehalt, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


